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Die BVT-Affäre und damit auch
die Tätigkeit der Justiz, insbeson-
dere der Wirtschafts- und Korrup-
tionsstaatsanwalschaft (WKStA)
im Rahmen des Ermittlungsver-
fahrens, stehen seit Monaten im
medialen Blickfeld und sind auch
Gegenstand eines parlamentari-
schen Untersuchungsausschus-
ses. Dieser Beitrag kann und soll
keine abschließende rechtliche
Beurteilung der diskutierten Vor-
gänge liefern; dazu sind die zu-
ständigen Staatsanwaltschaften
und Gerichte sowie im Rahmen
deren Kompetenzbereiche auch
das Justizministerium und der
Weisungsrat berufen. Zur Frage
allfälliger politischer Verantwor-
tung tagt aktuell ein parlamenta-
rischer Untersuchungsausschuss.

Ziel dieses Beitrags ist (basie-
rend auf der einschlägigen Medi-
enberichterstattung) eine um
Sachlichkeit bemühte Beurteilung
aus dem Blickwinkel der staatsan-
waltschaftlichen Standesvertre-
tung. Dabei soll insbesondere auf
die aktuelle Ausgestaltung des
staatsanwaltschaftlichen Berichts-
wesens und die dazu von Justiz-
minister Josef Moser angestellten
Reformüberlegungen eingegan-
gen werden, in (der BVT-Causa
vergleichbaren) Einzelfällen eine
Berichtspflicht der Staatsanwalt-
schaften noch vor Anordnung der
ihrerseits geplanten Ermittlungs-
maßnahme an die jeweilige Ober-
staatsanwaltschaft (wieder) ein-
führen zu wollen.

Aufklärungspflicht betrifft
jeden angezeigten Sachverhalt

Es ist wohl unbestritten, dass
Staatsanwaltschaften, wie auch
die WKStA, bei entsprechender
Anfangsverdachtslage verpflichtet
sind, als Leiterinnen des Ermitt-
lungsverfahrens in Kooperation
mit der Kriminalpolizei erstattete
Anzeigen auf ihre strafrechtliche
Relevanz zu überprüfen. Diese
amtswegige – im Übrigen engma-
schig gerichtlicher Kontrolle un-
terworfene – Aufklärungspflicht
betrifft unabhängig von seiner in-
dividuellen Bedeutung jeden an-
gezeigten Sachverhalt. Ganz be-
sonders natürlich dann, wenn
Vorwürfe im Zusammenhang mit
einem derart sensiblen und für
die Sicherheit Österreichs bedeu-
tenden Bereich wie dem Bundes-
amt für Verfassungsschutz und
Terrorismusbekämpfung (BVT)
erhoben werden.

Einen vor staatsanwaltschaftli-
cher Ermittlungstätigkeit ge-
schützten Bereich darf es gerade
auch bei staatspolitisch großer
Bedeutung – etwa aus „Staatsrä-
son“ – nicht geben. Es ist gut,
dass die WKStA den angezeigten
Sachverhalt lückenlos aufklären
will. Ihre Einschätzung zum vor-

liegenden Anfangsverdacht wurde
im Übrigen nach Medienberich-
ten auch seitens des Oberlandes-
gerichts Wien (OLG Wien) über-
wiegend bestätigt. Es geht somit
nicht um das „Ob“, sondern in der
Folge um die Frage, „wie“ das be-
nötigte Beweismaterial beizu-
schaffen ist.

Dazu vertritt das OLG Wien
den Rechtsstandpunkt, dass – so-
zusagen als gelinderes Mittel
– um Amtshilfe zu ersuchen ge-
wesen wäre und damit die tat-
sächlich im BVT durchgeführte
Hausdurchsuchung unverhältnis-
mäßig war.

Im Rückblick
erscheint manches anders

Doch musste diese Einschätzung
auch den StaatsanwältInnen der
WKStA im Vorhinein leicht er-
kennbar gewesen sein? Konnten
sie nicht aus ihrer Ex-ante-Sicht
vertretbar eine Hausdurchsuchung
beantragen, fürchteten sie doch of-
fenbar einen Beweismittelverlust
bei Bekanntwerden beziehungs-
weise Vollzug des Amtshilfeersu-
chens? Hätte sich dadurch die
WKStA nicht dem Vorwurf ausge-
setzt, durch Verlust des Überra-
schungsmoments eine allenfalls
mögliche Beweismittelvernichtung
in Kauf zu nehmen? Und wäre
nicht der um Amtshilfe ersuchten
Behörde bei ihrer zwingend voran-
zugehenden Erhebung und Sich-
tung des beweisrelevanten (be-
und entlastenden) Materials Er-
mittlungsfunktion übertragen wor-

den, weil die Bezeichnung des Ge-
suchten durch die WKStA zwar
thematisch, aber wohl nicht in je-
dem Einzelfall exakt möglich ist?

Mussten die StaatsanwältInnen
der WKStA tatsächlich von einem
erfolgversprechenden Amtshilfe-
ersuchen gegenüber dem Innen-
ministerium respektive dessen
nachgeordneten Dienststellen
ausgehen, obwohl bereits im Vor-
feld gerade dessen Generalsekre-
tär als höchster Beamter und da-

mit „Alter Ego“ des Innenminis-
ters an die WKStA herangetreten
ist, ohne offenbar gleichzeitig um-
fassend das benötigte weitere Be-
weismaterial beizubringen oder
beibringen zu können? Und wie
könnte die WKStA im Wege der
Amtshilfe auf allenfalls auch be-
nötigte private Beweismittel grei-
fen und private Wohnungen
durchsuchen? Schwierige Fragen,
die zeigen, dass im Rückblick mit
naturgemäß verbreiterter Infor-
mationslage manches anders er-
scheint als bei einer Beurteilung
im Vorhinein.

Dass die Rechtsmittelinstanz,
konkret das OLG Wien, eine ande-

re Rechtsansicht vertritt als die
erste Instanz, ist im Übrigen Aus-
druck wahrgenommener Quali-
tätssicherung. Nichts wird
„durchgewunken“, nichts wird
„abgenickt“, ganz im Gegenteil.

Über Verfahrensschritte ist
nach Anordnung zu informieren

Dass die WKStA vor Anordnung
der Hausdurchsuchung nicht an
die Oberstaatsanwaltschaft Wien
(und diese mangels entsprechen-
der Information nicht an das Jus-
tizministerium) berichtet hat, ent-
spricht im Übrigen der geltenden
Rechtslage. Demnach ist im
Grundsatz (abgesehen von noch
nicht hinreichend geklärten
Rechtsfragen von grundsätzlicher
Bedeutung) während laufender
Ermittlungen nicht zu berichten.
Über bedeutende Verfahrens-
schritte, insbesondere Zwangs-
maßnahmen wie etwa Hausdurch-
suchungen, ist erst nach deren
Anordnung zu informieren.

Derart sensible Entscheidun-
gen der ermittelnden Staatsan-
waltschaft künftig durch Einbin-
dung der Oberstaatsanwaltschaft
auf eine breitere Basis stellen und
damit weitere staatsanwaltschaft-
liche Expertise einbeziehen zu
wollen, ist sicherlich diskutabel.
Diesbezügliche Änderungen im
Berichtswesen der Staatsanwalt-
schaften, wie zuletzt von Justizmi-
nister Moser angedacht, müssen
aber wohl überlegt sein. Denn in
Österreich bildet nach wie vor –
anders als in anderen Staaten –

der Justizminister und damit ein
regelmäßig intensiv in das partei-
politische Geschehen eingebunde-
nes Regierungsmitglied die
staatsanwaltschaftliche Weisungs-
spitze. Also kein gänzlich von der
Politik entflochtenes Justizorgan
wie etwa (bei entsprechender
Ausgestaltung) ein General- oder
Bundesstaatsanwalt.

Gefahr des bloßen Anscheins
der politischen Einflussnahme

Damit besteht schon aus struktu-
rellen Gesichtspunkten – ohne,
dass tatsächlich parteipolitisch
motiviert unsachlich Einfluss ge-
nommen wird – die Gefahr des
bloßen Anscheins, dass allenfalls
in der genannten Weise Einfluss
auf die Ermittlungen der Staatsan-
waltschaften genommen werden
könnte. Gerade das soll aber die
erstmals am 1. Jänner 2009 mit
Gründung der Korruptionsstaats-
anwaltschaft exklusiv für diese
eingeführte und zuletzt mit 1. Jän-
ner 2015 unter Justizminister Wolf-
gang Brandstetter auf alle übrigen
Staatsanwaltschaften ausgedehnte
aktuelle Regelung vermeiden:
Demnach ist zusammengefasst der
Oberstaatsanwaltschaft als Ober-
behörde erst im Nachhinein zu be-
richten. Deren Umkehr, also die
(Wieder-)Einführung einer im Vor-
hinein bestehenden und insbeson-
dere in sensiblen und bedeuten-
den Fällen im Wege der Ober-
staatsanwaltschaft (OStA) bis zum
Justizminister reichenden Be-
richtspflicht, ist unter diesem Ge-
sichtspunkt kritisch zu sehen.

Gerade dies will aber, wie es
scheint, auch Justizminister Moser
vermeiden. Denn sein Vorschlag
lautet dahingehend, in vergleich-
baren Fällen „von Zwangsmaßnah-
men gegen bedeutende Einrichtun-
gen der Republik und deren Lei-
tungsorgane“ eine Vorhabensbe-
richtspflicht ausschließlich an die
OStA (und nicht an das Justizmi-
nisterium) zu erwägen.

Konstruktiver Dialog zur
weiteren Qualitätsverbesserung

Ein solcher Vorschlag erscheint
unter dem Aspekt der Anscheins-
problematik aber nur dann ziel-
führend, wenn nicht ihrerseits –
und das auch im weiteren Ermitt-
lungsverlauf – die OStA vor Durch-
führung der in der Folge begehr-
ten (Zwangs-) Maßnahme stets
dem Justizminister zu berichten
hat. Bestünde somit eine (wenn
auch zeitnahe) Berichtspflicht an
den Justizminister immer bloß im
Nachhinein, so wäre es auch mög-
lich, im Sinne weiterer Qualitätssi-
cherung die Expertise der OStA
einzuholen, ohne gleichzeitig
durch eine bereits vor der beab-
sichtigten Ermittlungsmaßnahme
erfolgte Berichterstattung an den
Justizminister die Anscheinsprob-
lematik zu fördern. Die Oberstaats-
anwältInnen sind wie alle Staats-
anwältInnen bundesverfassungs-
rechtlich Organ der ordentlichen
Gerichtsbarkeit (Art 90a B-VG).

Die StaatsanwältInnen Öster-
reichs bekennen sich zu einem
konstruktiven Dialog zur weiteren
Qualitätsverbesserung. Dafür ist es
aber jedenfalls Voraussetzung, die
Ergebnisse des BVT-Untersu-
chungsausschusses und der ent-
sprechenden Justizverfahren abzu-
warten. Erst dann kann das Erfor-
dernis hinsichtlich allfälliger Än-
derungen im Berichtswesen um-
fassend beurteilt werden. Dies hat
Justizminister Moser den staatsan-
waltschaftlichen Standesvertretun-
gen auch zugesagt. ■
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